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Familienfest am Lehnitzsee
27. August 2011 auf der Wiese vor dem Eiscafe Dietrich

Letzter Samstag im August? Dieser 
Tag ist inzwischen für viele Oranienbur-
ger für das Familienfest am Lehnitzsee 
reserviert, sei es als Besucher oder Mit-
gestalter. Den Hut dafür hat seit Jahren 
Jens Behnisch auf. Er ist sozusagen der 
Chef vom Organisationskomitee. 
Dessen Arbeit beginnt bereits am Jahres-
anfang, denn bei aller Routine steckt 
auch hier die Tücke im Detail. Anmel-
dungen, unzählige Absprachen, die Su-
che nach neuen Höhepunkten und, und, 
und. Die Wochen vor dem Fest verge-
hen wie im Fluge und müssen gut durch-
organisiert sein, denn hauptamtlich 
arbeitet Jens im Schichtsystem und 
Zeit für die Familie sollte auch noch 
bleiben.
Es wird wieder eine bunte Mischung 
aus Musik, Familienfest, interessanten 
Gesprächsrunden und  Informationen 
zur Politik der LINKEN sein. In die-
sem Jahr wollen wir die Kinder, ihr Kin-
derfest, in den Mittelpunkt rücken. Neu 
wird auch sein, dass  wir um 13.00 Uhr 

mit einem gemeinsamen Mittagessen 
aus der Gulaschkanone beginnen wer-
den. Dafür verteilen wir im Arbeitslo-

senzentrum Gutscheine für eine 
Portion leckere Erbsensuppe

RR

Gerrit Große beim Geschichten erzählen während des Familienfestes 2009 
                                                                      Foto : Kruse

Programm
 
13.00 Uhr Beginn mit gemeinsamen Mittagessen, Erbsensuppe aus der Gulaschkanone

14.00 Uhr Start des Kulturprogramms mit
 
                der Band Zeitsprung
                dem Duo Unbeschwert und
                der Gruppe Manifest

 DJ Frank Eichelmann sorgt in den Spielpausen für Unterhaltung. Stefanie Rose und Olaf 
 Kästner werden die politischen Talks mit Bundes-, Landes- und Kommunalpolitikern 
 moderieren.
 Weiter auf dem Programm am 27. August stehen:
 Große Tombola mit vielen super Preisen, der Hauptp reis ist ein hochwertiges Fahrrad.
 Das große Kinderfest mit Spiel und Spaß, u.a. Ponyreiten, Hüpfburg, Kinderschminken, 
 einem Clown und vielem mehr.
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Es geht um die Zukunft unserer 
Stadt.  Die Fähigkeit einer Stadt 
oder Kommune, flexibel zu reagie-
ren und Spielraum für Gestaltung 
zu haben setzt voraus, dass die 
Stadt auch über  Handlungsoptio-
nen verfügt und Entscheidungen tref-
fen kann. Wenn eine Stadt wie 
Zehdenick aber ihr Tafelsilber ver-
kauft und in den lebenswichtigen 
Dingen wie Wasser, Strom, Miete 
usw. kein oder nur geringes Mitspra-
cherecht hat, weil alles privatisiert 
wurde, dann sind nicht nur die kom-
munalen Abgeordneten überflüssig, 
sondern ist auch der Bürger um 
sein Recht auf Mitbestimmung be-
trogen. Ich kann bei kommunalen 
Unternehmen die Verantwortlichen 
wählen und habe Interventionsmög-

lichkeiten, bei einem privatwirt-
schaftlichen Unternehmen nicht.
Deshalb muss verhindert werden, 
dass weitere Privatisierungen   statt-
finden. Stattdessen muss man über 
Rekommunalisierung nachdenken 
und dies erfordert langfristige 
Planungen.  

Ich bin seit 2008 Bundesgeschäftsfüh-
rer für Finanzen bei der Linksjugend 
[‘solid]. Ich bin also mit Verwaltungs-
aufgaben vertraut und kenne die Not-
wendigkeiten. Ich halte es auch für 
einen Vorteil, nicht aus der öffentli-
chen Verwaltung selbst zu kommen. 
So habe ich die Möglichkeit, den um-
gangssprachlichen „frischen Wind“ 
mitzubringen und gemeinsam mit den 
Mitarbeitern über das Selbstverständ-
nis der  Verwaltung  zu reden.    

R.R.

Marcel Stutz, 29 Jahre, Bürgermeister-
kandidat der Partei DIE LINKE in Zeh-
denick

Herr Stutz, Sie wollen am 
11. September Bürgermeis-
ter von Zehdenick werden. 

Warum?

Warum trauen Sie sich zu, 
ein guter Verwaltungschef 

zu sein?

Bürgermeisterwahlen 2011 in Oberhavel

Zehdenick

Die Gemeinde Mühlenbecker Land, 
mit ihren fast 14.000 Einwohnern, am 
Rande der Bundeshauptstadt gelegen, 
hat viele Vorzüge. Sie ist grün, hat eine 
noch (fast) intakte Natur und Umwelt, 
bietet Entspannung und seelischen Aus-

gleich mit ihren landschaftlichen Schön-
heiten, ist Anziehungspunkt für 
Häuslebauer und für Besucher. Und sie 
strahlt einen noch dörflich geprägten 
Charme aus. Ich will in einer offenen 
und bürgernahen Verwaltung unsere Ge-
meinde gemeinsam mit den Bürgerin-
nen und Bürgern weiterentwickeln. 
Schwerpunkte sind: Erneuerbare Energi-
en, dezentrale Energieversorgung, Re-
kommunalisierung der Ver- und 
Entsorgung mit Energie, Wasser und Ab-
wasser, demografischer Wandel,  finan-
zieller Handlungsspielraum und 
Stärkung der Finanzkraft der Gemein-
de, Bürgerhaushalt, Ausbau und Erhalt 
der Infrastruktur, Förderung der Sport-, 
Kultur-,  und Freizeiteinrichtungen so-
wie der kulturhistorischen und dorfbild-
prägenden Gebäude und Landschaften.
Ich werde mich darum  kümmern, 
womit  viele Bürgerinnen und Bürger 
zu recht unzufrieden sind. Ich greife 
die Probleme auf, zu denen sich wenig 
oder nichts in den letzten Jahren beweg-
te, wo Hinweise und Kritiken von Bür-
gerinnen und Bürgern als 
„Bürgergemecker“ abgetan und wo Ent-
scheidungen für die Zukunft unserer 
Heimatgemeinde einfach nicht vorberei-
tet wurden.

Ich bringe Erfahrung und die notwendi-
ge Sachkunde für dieses Amt mit.
Seit 14 Jahren bin ich Kommunalpoliti-
ker und Fraktionsvorsitzender. Viele 
Jahre bin ich Mitglied im Haupt- und 
Finanzausschuss und Vorsitzender des 
Bauausschusses. Ich habe mich im 
Kommunalrecht und im Baurecht stän-
dig weiter gebildet und bin den ent-
scheidenden Punkten bei der 
Ortsentwicklung auf den Grund gegan-
gen. In vielen Seminaren habe ich 
mich zum Haushaltsrecht sachkundig 
gemacht.
Ich bin einer von hier, kenne die Pro-
bleme und weiß um viele Sorgen und 
Nöte und um Erwartungen der Bürge-
rinnen und Bürger. Sehr viele kenne 
ich persönlich, nicht zuletzt, weil ich 
häufig um Rat, Information und Unter-
stützung gebeten wurde.
Viele Bürgerinnen und Bürger, die 
mich und meine Partei wählten bzw. 
unser Wirken in den kommunalen Gre-
mien verfolgten, wissen, dass wir bei 
allen Entscheidungen immer zuerst an 
die „kleinen“ Leute denken. Das soll 
auch so bleiben!                             R.R. 

Mühlenbecker Land

Hartmut Lackmann, 56 Jahre, Bür-
germeisterkandidat der Partei DIE 
LINKE in Mühlenbecker Land

Warum stellen Sie sich der 
Wahl zum Bürgermeister 

der Gemeinde 
Mühlenbecker Land?

Warum trauen Sie sich zu, 
Bürgermeister zu werden?
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Im Jahr 2010 gab es 108 rechtsextrem 
motivierte Gewalttaten in Branden-
burg. Aber Diskriminierung und Angrif-
fe auf die Menschenwürde beginnen 
nicht erst mit Gewalt, den Pöbeleien, 
Beleidigungen. Sie sind schon in der 
Ausländer- und Asylgesetzgebung in 
Deutschland begründet, die für  die im-
mer neu entstehenden rassistischen Vor-
urteile einen Nährboden bietet, da sie 
im Alltag stigmatisierend wirkt. Und 
sie wird in mancher Verwaltungsstube 
immer neu produziert, in dem Men-
schen in Not menschenunwürdig behan-
delt und durch eine harte 
Abschiebepolitik ihrem Schicksal aus-
geliefert werden, wie leider zu häufig 
in Oberhavel.
Menschen, die nicht  sofort an der Gren-
ze zurückgewiesen werden und es 
schaffen, einen Asylantrag zu stellen, 
werden in Brandenburg in  die Erstauf-
nahmeeinrichtung nach Eisenhütten-
stadt gebracht. Von dort werden die 
nicht gleich Abge-
schobenen  oft jah-
relang in 
Gemeinschaftsun-
terkünften unterge-
bracht, bis ihr 
Verfahren entschie-
den wird. Diese 
„Lager“ liegen wie 
in Stolpe Süd oft 
am Rande von Städ-
ten. Einen Kontakt 
mit der einheimi-
schen Bevölkerung 
gäbe es ohne die eh-
renamtlichen Helfe-
rInnen von 
Flüchtlingsorganisationen und anderen 
zivilgesellschaftlichen Initiativen 
kaum, da es finanziell meist unmög-
lich ist, die Wege zu überwinden, die 
deutsche Sprache zu erlernen oder an 
sonstigen gesellschaftlichen Aktivitä-
ten teilzunehmen. Eine Arbeitsaufnah-
me ist für Asylsuchende ohnehin nicht 
möglich. Vier Jahre Aufenthalt und die 
Überwindung vieler bürokratischer Hin-
dernisse stehen dem entgegen.
Obwohl das Bundesgesetz Auslegungs-
möglichkeiten bietet, die von anderen 
Landkreisen genutzt werden, werden 
an die Flüchtlinge in Oberhavel nach 
wie vor unbare Leistungen in Form 

von Wertgutscheinen gewährt. Landrat 
Karl- Heinz Schröter und seine Behör-
de beharren  trotz der Kosten, die die-
se Praxis dem Landkreis verursacht, 
trotz einer rot-roten Landesregierung, 
die Bargeldleistungen präferiert und 
trotz einer mehrheitlichen Empfehlung 
seines Kreistages, weiter an der diskri-
minierenden Praxis. Sie verdammt die 
Asylsuchenden dazu, nur in bestimm-
ten Geschäften einkaufen gehen zu 
können, sich an den Kassen vor den 
Kunden outen zu müssen und nur Wa-
ren kaufen zu können, die bestimmte 
Ketten anbieten. Flüchtlinge werden 
hier ohne Not diskriminiert. Ihre ohne-
hin schwierige und ungewisse Lebens-
situation wird erschwert, in dem sie 
als Menschen zweiter Klasse  behan-
delt und sogar in ihren Kaufentschei-
dungen entmündigt werden. Bedenkt 
man, dass nur ein kleiner Teil der ih-
nen per Gesetz zustehenden 225,- Eu-
ro (62% vom Hartz IV-Regelsatz) in 

Bargeld gewährt wird, wird klar, dass 
die Mittel für Anwaltskosten, Fahrt-
kosten, Telefonkarten, für Bildung und 
die Bedürfnisse der Kinder, die Apo-
theke und vieles mehr fehlen. Sparen 
ist auch nicht möglich, da die Gut-
scheine verfallen. 

A. Stobinski
Deshalb fordert DIE LINKE: 
Herr Schröter, schaffen Sie endlich 
die Gutscheine ab! Ändern Sie Ihre 
übereifrige und rücksichtslose Ab-
schiebepolitik und gewähren Sie 
Menschen, die in existentieller Not 
zu uns gekommen sind, wenigstens 
ihre minimalen Freiheitsrechte!

Grotesk und beschämend
Diskriminierung „im Namen des Gesetzes“ in 

Oberhavel?

Protest gegen das 
brandenburgische 

Waldgesetz von 2004 in 
Zühlsdorf

Am 6. August versammelten sich zahl-
reiche Zühlsdorfer und Waldfreunde 
aus Nachbargemeinden und Nachbar-
kreisen am Kahlschlag an der Birken-
werderstraße in Zühlsdorf.
Holzvermarkter kaufen Privatwald auf, 
um ihn als „Heuschrecken“ auszurau-
ben. Nach getaner Arbeit und Abtrans-
port des Holzes hinterlassen sie die 
Kahlschläge als Landschaftsruinen. Zu 
einer sachkundigen Wiederaufforstung 
sind sie nicht verpflichtet.
Dieser Waldfrevel ist leider rechtens. 
Das geltende Waldgesetz des Landes 
Brandenburg (LWaldG) vom 20.April 
2004 erlaubt diese Geschäftemacherei 
zum Nachteil der Natur und Land-
schaft.
Klaus Flemming, Ortsvorsteher von 
Zühlsdorf betonte, dass diese Protest-
kundgebung sich nicht gegen die Eigen-
tümer oder die Arbeiter richtet, sondern 
gegen das Waldgesetz des Landes Bran-
denburg richtet.
Ändern kann sich nur etwas, wenn die-
ses Waldgesetz geändert wird: Große 
Kahlschläge müssen, wie früher, verbo-
ten sein. Eine fachlich qualifizierte 
Wiederaufforstung muss im Gesetz 
wieder vorgeschrieben werden.
Gerrit Große, Vizepräsidentin des 
Landtages Brandenburg erklärte, dass 
DIE LINKE 2004 in der Opposition ge-
gen das Gesetz gestimmt hat. Sie versi-
cherte den Zühlsdorfern, dass 
DIE LINKE jetzt in der Regierungsver-
antwortung die Änderung dieses Wald-
gesetzes auf die Tagesordnung setzen 
wird. Sie versprach, dass sie das als 
persönlichen Auftrag aus dieser Kund-
gebung mitnimmt.    R. Friedemann 

Protest gegen das brandenburgische 
Waldgesetz         Bild T. Wunderlich



Rote Reporter: Auch wenn das Wetter 
momentan nicht danach aussieht, es ist 
Sommer  und wir wollen ein Sommerin-
terview mit Dir machen. Im Urlaub 
wollten wir Dich damit nicht stören, 
aber vielleicht verrätst Du uns ja, wo 
Du warst?
Gerrit Große: Ich war an der Ostsee. 
Erst mit meinem Mann, dann mit mei-
nem Enkel. Es ist dort immer sehr 
schön und Kinder bringen einen auf 
ganz andere Gedanken. Sie haben eine 
völlig andere Art, Dinge zu betrachten!
RR: Nun bist Du erholt aus dem Ur-
laub zurück und kannst Dich wieder 
auf die Politik konzentrieren. Wo lie-
gen die Schwerpunkte im nächsten halb-
en  Jahr?
GG: In meinem Wahlkreis werden wir 
natürlich weiterhin für die Bürger da 

sein, so wie heute bei der Sprechstunde 
unter freiem Himmel. In Potsdam steht 
der Haushalt im Vordergrund. Noch 
freuen wir uns über Steuermehreinnah-
men, aber bis 2019 müssen wir jährlich 
bis zu zwei Milliarden weniger ausge-
ben. Bei einem Haushalt von zehn Milli-
arden entspricht das einer Kürzung von 
20 Prozent. Trotzdem muss DIE LIN-
KE ihre Kernforderungen beibehalten. 
Arbeit für Brandenburg heißt unser Pro-
gramm für öffentlich geförderte, sinn-
volle Beschäftigung zu fairen Löhnen. 
Wir müssen den Rechtsanspruch auf 
einen Kita-Platz für die 0 bis 3-Jähri-
gen  umsetzen. Wir brauchen 1200 
neue ErzieherInnen noch in dieser Wahl-
periode und jedes Jahr 450 neue Lehre-
rInnen! In meinem 
Schwerpunktbereich Bildung sind also 

noch einige Baustellen. Die zusätzli-
chen LehrerInnen, vor allem im Grund-
schul- und Sonderpädagogikbereich 
müssen ausgebildet und finanziert wer-
den. Die personelle Situation ist zur-
zeit sehr angespannt. Außerdem 
wollen wir das Konzept zur inklusiven 
Schule auf den Weg bringen, in der 
Kinder mit und ohne Handycap ge-
meinsam lernen können. Hierfür wol-
len wir auch die Kommunen 
einbeziehen und vorbereiten. 
RR: Die Berichterstattung über DIE 
LINKE war in den letzten Wochen 
nicht erfreulich. Wie siehst Du als 
Kreisvorsitzende in Oberhavel die Si-
tuation?
GG:  Wir treten für eine ruhige, sachli-
che Programmdebatte ein, die nicht 
auf der persönlichen Ebene ausgetra-
gen wird. Unser Kreisverband wird 
sich darüber hinaus auf die Bürger-
meisterwahlen im Mühlenbecker Land 
und in Zehdenick konzentrieren. Wir 
werden zeigen, dass wir auch junge 
Menschen für DIE LINKE begeistern 
können und wollen natürlich in beiden 
Kommunen gute Ergebnisse erzielen. 
Die Nachbarkommune von Mühlen-
beck (Hohen Neuendorf, Anm. d. 
Red.) hat ja gezeigt, dass wir durchaus 
in der Lage sind, in die Stichwahl ein-
zuziehen und dann auch zu gewinnen. 
Wahlen gewinnt man nicht in Wahl-
kämpfen, sondern dazwischen. Das 
kommt insbesondere Hartmut Lack-
mann zu Gute, da er als langjähriger 
Kommunalpolitiker im Ort bekannt 
und geschätzt ist.
RR: Ende des Jahres stehen wieder 
Kreisvorstandswahlen an …
GG: (lacht) Ich weiß. Und ich nehme 
die Herausforderung gern an und wer-
de wieder für das Amt der Kreisvorsit-
zenden kandidieren!
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Zu schade für das Al tpapier!    Bi t te wei tergeben!
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Sie können die Arbeit der „Roten Re-
porter“ unterstützen! Sie können auf 
das unten angebende Konto eine Spen-
de einzahlen oder Sie helfen uns beim 
Verteilen des Kreisechos. 

Bankverbindung:
DIE LINKE. Oberhavel
Mittelbrandenburgische Sparkasse
Konto: 37 51 12 57 60
BLZ: 160 500 00
Stichwort: Kreisecho

Spenden Sie bitte!

Sommerinterview 
Mit Gerrit Große im Gespräch

2. August 2011 Gerrit Große im Gespräch mit den Roten Reportern S. Rose und 
L. Lüdtke                                                                                      Bild: J. Husemann


